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AG Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Erhöhung des Heizkostenzuschusses
notwendig
Bernhard Daldrup, wohnungsbaupolitischer Sprecher: 

Die  SPD-Fraktion  im  Bundestag  begrüßt,  dass  die  Zusage  des
Koalitionsvertrages für einen Heizkostenzuschuss in der kommenden Woche
im Parlament beschlossen werden soll. Allerdings muss der Gesetzentwurf
den aktuellen Entwicklungen der Energiepreise Rechnung tragen. Ohne eine
spürbare  Erhöhung des  Zuschusses  bleibt  die  Unterstützung hinter  ihren
Erwartungen. 

„Übereinstimmend vertreten die baupolitischen Sprecher von SPD, Grünen und FDP die
Auffassung,  dass  der  Gesetzentwurf  zum  Heizkostenzuschuss  angesichts  der
explodierenden Energiekosten nachgebessert werden muss. Eine einmalige Zahlung
von  135  Euro  an  Wohngeldempfängern  leistet  einen  zu  geringen  Beitrag,  um die
Preissprünge für Heizung und Wärme in den Wohnungen der letzten Monate ernsthaft
zu kompensieren. Daher fordern wir eine spürbare Erhöhung des geplanten Zuschusses.

Wir  möchten  bei  der  Festlegung  auf  eine  konkrete  Summe  die  Meinungen  der
Sachverständigen  einbeziehen,  die  am  kommenden  Montag  in  der  Anhörung  des
Deutschen Bundestages zu Wort kommen sollen. Erst im Anschluss können wir eine
endgültige Höhe des Zuschusses entscheiden. 

Über  die  ursprüngliche  Zielgruppe der  Wohngeldempfänger  hinaus  sollen  nunmehr
auch der Personenkreis der Studierenden mit Bafög-Berechtigung und die Empfänger
der  Berufsausbildungsbeihilfe  durch  den  Heizkostenzuschuss  erreicht  werden.
Übereinstimmend  sind  wir  in  der  Koalition  auch  der  Auffassung,  dass  die  Bewilligung
möglichst  bürokratiearm  gestaltet  werden  soll.  Langwierige  Antrags-  und
Prüfungsverfahren  sollen  vermieden  werden,  die  Hilfe  müsse  zeitnah  bei  den
Betroffenen  ankommen.  Auch  dazu  erwarten  wir  Hinweise  in  der  für  Montag
angesetzten  Anhörung.“
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